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I. Veroffentlichungen, die in den Fortfiihrungsnachweis

des Allgemeinen Ministerialblattes auigenommen werden

34-1 Dokumente, die mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur nach dem Signaturgesetz
Zweite Anderung der Bekanntmachung versehen sind, empfangen werden."”
iiber den Vollzug des Art. 15
des Gesetzes zur Ausfiihrung

der Verwaltungsgerichtsordnung

3. Die bisherige Nr. 4.2 wird Nr. 4.3.

4. Die bisherige Nr. 4.2.1 wird Nr. 4.3.1.

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

des Innern, fiir Bau und Verkehr 5. Die bisherige Nr. 4.2.1.1 wird Nr. 4.3.1.1; nach dem

Wort ,richtet" werden die Worte ,,und die Behorde fir
die Ubermittlung elektronischer Dokumente einen
Zugang erdffnet hat" eingefiigt.

vom 8. Juli 2014 Az.: IA3-1041.2-20

Die Bekanntmachung tiber den Vollzug des Art. 15 des
Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom 13. August 2007 (A1IMBI S. 425), gedandert durch
Bekanntmachung vom 22. Februar 2010 (AIIMBI S. 39),
wird wie folgt gedndert:

6. Eswird folgende Nr. 4.3.1.2 eingefigt:

,4.3.1.2 Wenn sich der Verwaltungsakt an einen
Betroffenen richtet und die Behoérde fur die
Ubermittlung elektronischer Dokumente kei-
nen Zugang erdffnet hat: Rechtsbehelfsbeleh-
rungsmuster 1b."

1. Nr. 4.1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worte ,§ 59 VWGO" durch die 7 Dje bisherige Nr. 4.2.1.2 wird Nr. 4.3.1.3 und erhalt
Worte ,,§ 37 Abs. 6 VWVIG" ersetzt. folgende Fassung:
b) In Satz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich” die ,4.3.1.3 Wenn sich der Verwaltungsakt an meh-
Worte ,oder elektronisch” eingeftigt. rere Betroffene gemeinsam richtet und die
c) In Satz 5 wird das Wort ,schriftlichen” gestrichen. Behorde fir die Uberm1ttlung ?lektrom—
scher Dokumente einen Zugang erdffnet hat:
. ) . Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1c."
Es wird folgende neue Nr. 4.2 eingefiigt:
.42 Widerspruchseinlequng in elektronischer 8. Eswird folgende Nr. 4.3.1.4 eingefugt:
Form ,4.3.1.4 Wenn sich der Verwaltungsakt an mehrere
Die Ubermittlung elektronischer Dokumen- Betr.(.)ffel.le gemeigsam richtet und ‘die Behor-
te ist zuldssig, soweit der Empfanger hierfir de far die Ubermlttlung elfektronlscher Do-
einen Zugang eréffnet hat (Art. 3a Abs. 1 kumente keinen Zugang eroffnet hat: Rechts-
BayVwVi{G). Ein elektronisch eingelegter behelfsbelehrungsmuster 1d.”
Widerspruch muss mit einer qualifizierten o ) ) )
elektronischen Signatur nach dem Signatur- 9. Die blslﬁenge Nr. 4.2.1.3 erd Nr. 4.3.1.5; die Worte ,,1a
gesetz versehen sein (Art. 3a Abs. 2 Satz 2 und 1b “werden durch die Worte ,,1a bzw. 1b und 1c
BayVwViG). bzw. 1d" ersetzt.
Das Gesetz zur Forderung der elektronischen  10. Die bisherige Nr. 4.2.2 wird Nr. 4.3.2.
Verwaltung vom 25. Juli 2013 — E-Government-
Gesetz — EGovG — (BGBIL I S. 2749) verpflichtet ~ 11. Die bisherigen Nrn. 4.2.2.1 und 4.2.2.2 werden
die Behorden der Lander, die Gemeinden und Nrn. 4.3.2.1 und 4.3.2.2.
Gemeindeverbande und die sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden juristischen  12. Die bisherige Nr. 4.2.3 wird Nr. 4.3.3 und erhalt fol-
Personen des offentlichen Rechts ab 1. Juli gende Fassung:
2014 —wenn sie Bundesrecht ausfiihren —einen .4.3.3  Obligatorisches Widerspruchsverfahren
Zugang fir die Ubermittlung elektronischer )
Dokumente, auch soweit sie mit einer qualifi- Fir Verwaltungsakte, bei denen aufgrund von
zierten elektronischen Signatur versehen sind, Sondervorschriften (Z'. B. § 141 FlurbG) vor
zu erdffnen (§2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Klageerhebung ein Wldersprgchsverfahren
Abs. 2 EGovG). Wenn Behorden nur Landes- (obligatorisch) durchzufiihren ist:
recht vollziehen, obliegt es der Entscheidung 4.3.3.1 Soweit die Behérde fiir die Ubermittlung elek-
der jeweiligen Behorden, inwieweit sie einen tronischer Dokumente einen Zugang erdffnet
solchen Zugang erdffnen. hat: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3a.
Bereits mit Bereitstellung eines E-Mail-Post- 4.3.3.2 Soweit die Behérde fiir die Ubermittlung elek-
faches eréffnet eine Behdrde den Zugang fur tronischer Dokumente keinen Zugang eréffnet
die Ubermittlung elektronischer Dokumente, hat: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3b."
es sei denn, ein abweichender Wille wird aus-
dricklich erklart. In technischer Hinsicht kén- ~ 13. Die bisherigen Nrn. 4.2.4 und 4.2.5 werden Nrn. 4.3.4

nen mit jedem E-Mail-Postfach elektronische

und 4.3.5.
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14. In Nr. 5 werden die Worte , http://www.widerspruchs-
verfahren.bayern.de" durch die Worte , http:/www.
verwaltungsservice.bayern.de/dokumente/leistung/
908978587461" ersetzt.

15. Das Anlagenverzeichnis erhédlt folgende Fassung:

+Anlage 1: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster la
Anlage 2: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1b
Anlage 3: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1c
Anlage 4: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1d
Anlage 5: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2a
Anlage 6: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2b
Anlage 7: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3a
Anlage 8: Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3b"

16. Die Rechtsbehelfsbelehrungsmuster aus dem Anhang
der Bekanntmachung werden durch die im Anhang
veroffentlichten Rechtsbehelfsbelehrungsmuster er-
setzt.

Diese Bekanntmachung tritt am 30. Juli 2014 in Kraft.

Gunter Schuster
Ministerialdirektor
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Anlage 1

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1a Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an einen
Betroffenen richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch
eingelegt (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird:

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Er kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signatur-
gesetz versehen unter der Adresse

[..]

eingelegt werden. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht
entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, auller wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fur die Gbrigen Beteiligten beigefiigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:

Die Klage ist bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die
Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefuigt
werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften flr die tibrigen Beteiligten beigefligt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahimdglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1a Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an einen
Betroffenen richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang erdffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid konnen Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch einle-
gen (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Sie Widerspruch einlegen:

Den Widerspruch missen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in...]

einlegen. Sie kénnen den Widerspruch auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
nach dem Signaturgesetz versehen unter der Adresse

[.]

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so kénnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kénnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
aufder wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kirzere Frist geboten ist. In der Klage miissen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifigen. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beifligen.

2. Wenn Sie unmittelbar Klage erheben:

Die Klage missen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage miissen Sie den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder
Abschrift beifigen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften flr die tibrigen Beteiligten beifiigen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahimdglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 2

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1b Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an einen
Betroffenen richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch
eingelegt (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird:

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behérde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht ent-
schieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrundung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die ibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:

Die Klage ist bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die
Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefiigt
werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die ibrigen Beteiligten beigefligt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahimdglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Geblihrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1b Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an einen
Betroffenen richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid konnen Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch einle-
gen (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Sie Widerspruch einlegen:

Den Widerspruch missen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behorde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so kdnnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kdnnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
auBer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. In der Klage missen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifigen. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fir die ibrigen Beteiligten beifligen.

2. Wenn Sie unmittelbar Klage erheben:

Die Klage mussen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage miissen Sie den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder
Abschrift beifiigen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fir die Gbrigen Beteiligten beifligen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahlmdglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzuldssig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundséatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 3

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1c Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an mehrere
gemeinsam Betroffene richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 2 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang erdffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann jeder Adressat innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder
Widerspruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die lUibrigen Adressaten dieses Bescheids zustimmen, unmit-
telbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird:

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behorde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Der Widerspruch kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach
dem Signaturgesetz versehen unter der Adresse

[.]

eingelegt werden. Sollte Giber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht
entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, aul3er wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fur die tGbrigen Beteiligten beigefuigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:

Die Klage ist bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [.. ],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die
Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefugt
werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die (ibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahlmdglichkeit eroffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.
Die unmittelbare Klageerhebung setzt die Zustimmung aller gemeinsamen Adressaten des Bescheids voraus.
Wirksam zustimmen kann nur, wer keinen Widerspruch eingelegt hat.

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Geblihrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1c Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an mehrere
gemeinsam Betroffene richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 2 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang erdffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann jeder von lhnen innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder
Widerspruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die librigen Adressaten dieses Bescheids zustimmen, unmit-
telbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Sie Widerspruch einlegen:

Den Widerspruch missen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einlegen. Sie kénnen den Widerspruch auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
nach dem Signaturgesetz versehen unter der Adresse

L.]

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so konnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kénnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
aufder wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kirzere Frist geboten ist. In der Klage miissen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifligen. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fir die Gbrigen Beteiligten beifliigen.

2. Wenn Sie unmittelbar Klage erheben:

Die Klage missen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage missen Sie den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder
Abschrift beifigen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften flr die tibrigen Beteiligten beifiigen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine WahIlmdglichkeit er6ffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.
Die unmittelbare Klageerhebung setzt die Zustimmung aller gemeinsamen Adressaten des Bescheids voraus.
Wirksam zustimmen kann nur, wer keinen Widerspruch eingelegt hat.

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.



AlIMBI Nr. 8/2014 367

Anlage 4

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1d Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an mehrere
gemeinsam Betroffene richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 2 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann jeder Adressat innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder
Widerspruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die Uibrigen Adressaten dieses Bescheids zustimmen, unmit-
telbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird:

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behorde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht ent-
schieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefigt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die ibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:

Die Klage ist bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die
Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefugt
werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die (ibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahlmdglichkeit eroffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.
Die unmittelbare Klageerhebung setzt die Zustimmung aller gemeinsamen Adressaten des Bescheids voraus.
Wirksam zustimmen kann nur, wer keinen Widerspruch eingelegt hat.

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1d Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Fakultatives Widerspruchsverfahren in Fallen, in denen sich der Verwaltungsakt an mehrere
gemeinsam Betroffene richtet (Art. 15 Abs. 1 Satz 2 AGVwGO)

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann jeder von lhnen innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder
Widerspruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die librigen Adressaten dieses Bescheids zustimmen, unmit-
telbar Klage erheben (siehe 2.).

1. Wenn Sie Widerspruch einlegen:

Den Widerspruch missen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so kénnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kénnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
aufder wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kirzere Frist geboten ist. In der Klage miissen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifiigen. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beifligen.

2. Wenn Sie unmittelbar Klage erheben:

Die Klage missen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage missen Sie den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder
Abschrift beifligen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften flr die tibrigen Beteiligten beifiigen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde im Bereich des [... Rechtsbereich ...] ein fakultatives Widerspruchsverfahren einge-
fuhrt, das eine Wahlmdoglichkeit er6ffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.
Die unmittelbare Klageerhebung setzt die Zustimmung aller gemeinsamen Adressaten des Bescheids voraus.
Wirksam zustimmen kann nur, wer keinen Widerspruch eingelegt hat.

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 5

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2a Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: Unmittelbare Klageerhebung ohne Widerspruchsverfahren (Art. 15 Abs. 2 AGVwGO)

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [.. ],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts erhoben wer-
den. Die Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsdtzen sollen Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beigefligt
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des [... Rechtsbereich ...] abgeschafft. Es
besteht keine Moglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

— Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Geblhrenvorschuss zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2a Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: Unmittelbare Klageerhebung ohne Widerspruchsverfahren (Art. 15 Abs. 2 AGVwGO)

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kénnen Sie Klage erheben. Die Klage missen Sie innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [.. ],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage missen Sie den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder
Abschrift beifligen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beifligen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni
2007 (GVBI S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des [... Rechtsbereich ...] abgeschafft. Es
besteht keine Moglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

— Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 6

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2b Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: Unmittelbare Klageerhebung
Verwendung: Widerspruchsbescheide Gber Widerspriiche gegen Verwaltungsakte
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Bescheid der [... Behédrde, die den urspriinglichen Verwaltungsakt erlassen hat ...] vom [... Datum ...]
kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Widerspruchsbescheids Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts erhoben wer-
den. Die Klage muss den Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid und dieser Widerspruchsbe-
scheid sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften
fur die Ubrigen Beteiligten beigeflugt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebiihrenvorschuss zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2b Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: Unmittelbare Klageerhebung
Verwendung: Widerspruchsbescheide Gber Widerspriiche gegen Verwaltungsakte
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Bescheid der [... Behérde, die den urspriinglichen Verwaltungsakt erlassen hat ...] vom [... Datum ...]
kénnen Sie Klage erheben. Die Klage missen Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Wider-
spruchsbescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in [...],
Postfachanschrift: [...],
Hausanschrift: [...],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle dieses Gerichts erheben. In der
Klage miissen Sie den Kldger, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begrindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie den angefochtenen Bescheid und
diesen Widerspruchsbescheid in Urschrift oder Abschrift beifliigen. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie
Abschriften fur die Gbrigen Beteiligten beiftigen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 7

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3a Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Obligatorisches Widerspruchsverfahren

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behérde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Er kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signatur-
gesetz versehen unter der Adresse

[.]

eingelegt werden. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht
entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefigt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die ibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Geblhrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3a Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Obligatorisches Widerspruchsverfahren

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente ein Zugang eroffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kdnnen Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch einlegen.
Den Widerspruch miissen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...

einlegen. Sie kdnnen den Widerspruch auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen unter der Adresse

[.]

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so kénnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kénnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
aufder wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kirzere Frist geboten ist. In der Klage miissen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifiigen. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Sie Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beifligen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz versehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur
ist unzulassig.

— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Anlage 8

Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3b Variante 1 (neutraler Stil):

Anwendungsbereich: — Obligatorisches Widerspruchsverfahren

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behérde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in[...]

einzulegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht ent-
schieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach [...],
Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, aul’er wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die Gbrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3b Variante 2 (persénlicher Stil):

Anwendungsbereich: — Obligatorisches Widerspruchsverfahren

— Bei der Behérde ist fiir die Ubermittlung elektronischer Dokumente kein Zugang eréffnet

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kdnnen Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch einlegen.
Den Widerspruch miissen Sie schriftlich oder zur Niederschrift bei

[... Behdrde, die den Bescheid erlassen hat ...]

in...

einlegen. Sollte Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschie-
den werden, so kénnen Sie Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in [...], Postfachanschrift: Postfach
[...], Hausanschrift: [...], schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts
erheben. Die Klage kénnen Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erheben,
aulder wenn wegen besonderer Umsténde des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. In der Klage miissen Sie den
Klager, den Beklagten ([... Beklagter, z. B. Freistaat Bayern ...]) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beifiigen. Der
Klage und allen Schriftsdtzen sollen Sie Abschriften fir die Ubrigen Beteiligten beifligen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

— Eine elektronische Widerspruchseinlegung ist unzulassig.
— Eine Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulassig.

— [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
seit 1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.
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913-1

Zusatzliche Technische Vertragsbedingungen und

Richtlinien fiir Markierungen
auf StraBen (ZTV M 13)

Bekanntmachung der Obersten Baubehorde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern,
fiir Bau und Verkehr

vom 7. Juli 2014 Az.: IID9-43323-005/99

Regierungen
Autobahndirektionen
Staatliche Baudmter mit StraBenbauaufgaben

nachrichtlich

Bayerischer Landkreistag
Bayerischer Stadtetag
Bayerischer Gemeindetag

1.

2.2

Allgemeines

Die ZTV M 13 wurden von der Forschungsgesellschaft
fir StraBen- und Verkehrswesen (FGSV) in enger
Abstimmung mit der Bundesanstalt fiir StraBenwesen
(BASTt) erarbeitet.

Die ZTV M 13 beschreiben Anforderungen und Ver-
fahrensregeln bei der Erbringung von Leistungen fiir
die Herstellung von endgtiltigen und voriibergehen-
den Markierungen auf Straen.

Markierungen sind Verkehrszeichen und damit Dau-
erverwaltungsakte in der Form von Allgemeinver-
figungen (Art. 35 Satz 2 BayVwVIG). Ihre Regelungen
miussen deshalb klar erkennbar und eindeutig sein und
hierzu auch bei Dunkelheit gut sichtbar und in gutem
Zustand unterhalten sein, da sie sonst keine Wirksam-
keit entfalten.

Die ZTV M 13 behandeln endgtltige (weille) und
voriibergehende (gelbe) Markierungen auf Strafen,
die aus Markierungssystemen hergestellt werden. Sie
gelten nicht fiir Markierungen in Parkhdusern und
auf Flugbetriebsflachen. Leitschwellen und -borde
werden in den ,Technischen Lieferbedingungen fiir
Sicherungseinrichtungen an Arbeitsstellen an Stra-
Ben" (TL SA) (zurzeit im Entwurf) behandelt.

Anwendung

Vertragsbestandteil

Die ZTV M 13 sind kiinftig bei StraBenbaumafBnah-
men (Neubau und Erhaltung) im Zuge der Bundesfern-
strallen, der Staatsstralen und der von den Staatlichen
Baudmtern betreuten Kreisstralen anzuwenden.

Die im Text mit Randstrich gekennzeichneten Absatze
sind ,,Zusatzliche Technische Vertragsbedingungen”
im Sinn von § 1 Abs. 2 Nr. 4 VOB Teil B — DIN 1961,
wenn die ZTV M 13 Bestandteil des Bauvertrages sind.
Zusétzlich wird festgelegt, dass der Abschnitt 15.2
(Mustergleichheit) als Zuséatzliche Technische Ver-
tragsbedingung gilt.

Richtlinien

Die in der ZTV M 13 kursiv gedruckten und nicht
mit Randstrich gekennzeichneten Abséatze sind
»Richtlinien"; sie sind einschlieBlich der nachfolgend
aufgefiihrten Regelungen bei der Aufstellung der

Leistungsbeschreibung sowie bei der Uberwachung
und Abnahme der Markierungsarbeiten zu beachten.

— Das bundesweite Testfeld mit Typ-II-Markierungen

hat u. a. gezeigt, dass abhdngig von Anzahl und Art
von Winterdiensteinsdtzen die wesentlichen Eigen-
schaften der Markierung wdhrend der Gewdhrleis-
tungszeit gewahrt werden kénnen. Damit die hierftlir
erforderliche Qualitdt der Markierungsleistung be-
stimmt werden kann, sind in der Baubeschreibung Art
und MaB des Winterdienstes anzugeben, mit denen
wdhrend der Gewdhrleistungszeit tiblicherweise zu
rechnen ist.
Bei der Priifung im Gebrauchszustand werden
Abschnitte nicht einbezogen, bei denen der Einsatz
von Schneepfliigen mit Stahlschiirfleiste infolge
auBergewohnlicher Umstdnde (z. B. erhohter Anpress-
druck wegen Fahrbahnunebenheiten oder in Verwin-
dungsbereichen, Verkantungen von Schneepfliigen,
wesentlich hohere Anzahl von Schneepflugtibergdn-
gen, als zu erwarten) zu Schéden gefiihrt hat.

Von den oben aufgefiihrten Anforderungen sind Mar-
kierungssysteme auszunehmen, die ausgeschrieben
werden (z. B. zu Testzwecken), obwohl dafiir keine po-
sitive Erfahrung beziiglich der zu erwartenden Win-
terdienstbeanspruchung vorliegt.

— Die Markierung von StraBen hat eine besondere
Bedeutung flir die Verkehrssicherheit und die Ver-
kehrsfiihrung. An die Erkennbarkeit und Sichtbarkeit
sind deshalb besondere Anforderungen zu stellen.

Die erhebliche Zunahme der Verkehrsbelastungen,
die gewlinschte Erhéhung der Verkehrssicherheit
und der Abbau verzichtbarer Verkehrsschilder erfor-
dern eine gut sichtbare Markierung bei Tag, Nacht
und Ndsse. Aufgrund des demografischen Wandels
gewinnt eine gut sichtbare Markierung immer mehr
an Bedeutung, gleiches gilt fiir die Zunahme an Spur-
halteassistenzsystemen in Fahrzeugen. Deshalb sind
bei Autobahnen und allen verkehrsbedeutsamen
LandstraBen Typ-II-Markierungen zu verwenden.

— Bei den Kontrollpriifungen sollen zur Priifung der
Nachisichtbarkeit, trocken und nass, grundsdtzlich
lichttechnische Messungen durchgefiihrt werden.
Diese konnen aus Kostengrtinden auch durch eigenes
Personal mit den an den Dienststellen vorhandenen
Messgerdten erfolgen.

Bei Vergabe von Kontrollpriifungen durch den
Auftraggeber an Dritte sollte generell eine andere
Priifstelle als die evtl. vom Auftragnehmer fiir die
Priifung im Neuzustand beauftragte gewdhlt werden.

— Uber die Erfahrungen mit den Anforderungen fiir die
Nachtsichtbarkeit von endgtiltigen Fahrbahnmarkie-
rungen im Gebrauchszustand sowie liber Ihre Erfah-
rungen bei der Anwendung der ZTV M 13 generell ist
bis zum 15. November 2015 zu berichten.

Die Dokumentation der Messergebnisse ist weiter
fortzufiihren.

AuBerkrafttreten

Die ZTV M 13 ersetzen die ZTV M 02 und den
Anhang ,, Anforderungen an voriibergehende gelbe
Markierungssysteme" der ,Technischen Lieferbedin-
gungen fir Markierungsmaterialien" (TL M 06). Die
Bekanntmachung vom 23. September 2002 (AIIMBI
S. 928) wird aufgehoben.
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4. Bezugsmoglichkeit

Die ZTV M 13 sind beim FGSV Verlag, Wesselinger
Str. 17, 50999 Koéln, zu beziehen.

Helmut Schitz
Ministerialdirektor

7072.1-W

Richtlinie zur Durchfiihrung
des bayerischen regionalen Forderprogramms
fiir die gewerbliche Wirtschaft

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie

vom 1. Juli 2014 Az.: IT1/2-3541/191/3

Der Freistaat Bayern kann fiir gewerbliche, regionalwirt-
schaftlich bedeutsame Vorhaben in den Bereichen Indus-
trie, Handwerk, Tourismus und sonstige Dienstleistungen
Zuwendungen gewdhren. Die Férderung richtet sich nach
den allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen (ins-
besondere Art. 23, 44 der Bayerischen Haushaltsordnung),
den Art. 48, 49 und 49a des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes und den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften fir die Gewdhrung von Zuwendungen an die
gewerbliche Wirtschaft (AVG) in der jeweils gultigen Fas-
sung.

Die Forderrichtlinie beruht auf den Art. 1 bis 12, 17 sowie
57 bis 59 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommissi-
on vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Européischen Union (Allgemeine Grup-
penfreistellungsverordnung — AGVO) (ABI L 187 vom 26.
Juni 2014, S. 1). Zuwendungen, die nach dieser Richtlinie
gewdahrt werden, miissen samtliche Freistellungsvorausset-
zungen der AGVO erfiillen. Insbesondere sind die Verof-
fentlichungs- und Informationspflichten nach Art. 9 AGVO
sowie die Berichterstattungs- und Nachweispflichten nach
Art. 11 und 12 AGVO zu gewdahrleisten.

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
der verfiigbaren Haushaltsmittel.

Allgemeine Beschreibung des Forderbereichs

1. Zweck der Zuwendung

Die Forderung soll méglichst gleichwertige Lebens-
bedingungen und ausgeglichene Wettbewerbschan-
cen in allen Landesteilen schaffen. Deshalb kénnen
Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft
geférdert werden, die die Wettbewerbs- und Anpas-
sungsfahigkeit der Wirtschaft starken und neue Ar-
beitsplatze schaffen bzw. vorhandene Arbeitspldatze
sichern. Eine gezielte strukturelle Férderung soll zu
einer beschleunigten wirtschaftlichen Entwicklung
insbesondere in

- R&umen mit besonderem Handlungsbedarf,

— landlichen Rdumen nach dem Landesentwick-
lungsprogramm in der jeweils geltenden Fassung,

— wirtschaftlich schwachen Rdumen,

2.1

2.2

2.3
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- Gebieten mit besonderen Arbeitsmarktproblemen
fihren.

In den bayerischen Tourismusregionen im Sinn des
Tourismuspolitischen Konzepts der Bayerischen
Staatsregierung sollen die Fordermittel die Durch-
fihrung von Vorhaben der gewerblichen Tourismus-
wirtschaft erleichtern, die Wirtschaftskraft dieser
Gebiete starken und die Leistungs- und Wettbe-
werbsfahigkeit der bayerischen Tourismuswirtschaft
festigen und erhdhen.

Gegenstand der Forderung

Im Rahmen dieser Richtlinie konnen auf der Grund-
lage des Art. 17 AGVO Investitionsvorhaben klei-
ner und mittlerer Unternehmen (KMU) im Sinn des
Anhangs I zur AGVO geférdert werden.

Zu den forderfahigen Investitionen gehéren:
- Errichtung einer neuen Betriebsstétte,
- Erweiterung einer bestehenden Betriebsstatte,

- Erwerb und Verlagerung einer Betriebsstatte (vgl.
hierzu Nr. 6.1.2),

- Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstat-
te in neue, zusatzliche Produkte,

- grundlegende Rationalisierung/Modernisierung
einer Betriebsstatte,

- Ubernahme einer stillgelegten oder von Still-
legung bedrohten Betriebsstédtte (unter Markt-
bedingungen) einschlieBlich etwaiger zuséatz-
licher Investitionen.

MafBnahmen, die im Zusammenhang mit der Ein-
fihrung und Anwendung neuer Technologien ste-
hen, werden vorrangig gefordert.

Im Bereich des Tourismus werden vorrangig Maf3-
nahmen gefordert, die die Qualitat des bayerischen
Tourismusangebotes verbessern. Hierzu zahlen
etwa Vorhaben zur Modernisierung von Beherber-
gungs- und Gastronomiebetrieben sowie zur Ver-
besserung bzw. Erweiterung ihrer Angebotspalette,
insbesondere im Rahmen der Saisonverlangerung.
MabBnahmen, die zu einer Erhéhung der Beherber-
gungskapazitat flihren, werden nur gefordert, sofern
neue bzw. nicht ausgeschopfte Nachfragepotentiale
vorhanden sind.

Zuwendungsempfianger

Gefordert werden ausschliefilich Vorhaben gewerbli-
cher Unternehmen. Als gewerbliches Unternehmen
gilt ein Gewerbebetrieb im Sinn des § 2 des Gewer-
besteuergesetzes.

Danach kénnen Zuwendungen féorderungswirdi-
gen Unternehmen der Industrie, des Handwerks,
der Tourismuswirtschaft und des sonstigen Dienst-
leistungsgewerbes gewdhrt werden (hinsichtlich
der eingeschrdankten bzw. ausgeschlossenen Wirt-
schaftszweige vgl. Nr. 10).

Fordervoraussetzungen

An der Durchfiihrung der Vorhaben muss ein volks-
und regionalwirtschaftliches sowie struktur- und
arbeitsmarktpolitisches, bei touristischen Vorhaben
auch ein tourismuspolitisches Interesse bestehen.
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Primareffekt

Ein Investitionsvorhaben kann nur geférdert wer-
den, wenn es geeignet ist, durch Schaffung von
zusatzlichen Einkommensquellen das Gesamtein-
kommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmit-
telbar und auf Dauer nicht unwesentlich zu erhéhen
(Primareffekt).

Arbeitsplatzeffekt

Mit dem Investitionsvorhaben miissen neue Dau-
erarbeitspldtze geschaffen oder vorhandene ge-
sichert werden. Ausbildungspldatze koénnen wie
Dauerarbeitsplatze geférdert werden. Fur eine
Uberwachungszeit von mindestens fiinf Jahren
nach Abschluss des Investitionsvorhabens miissen
die Arbeitsplatze tatsachlich besetzt oder zumindest
auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft angeboten werden.

Besondere Anstrengung

Fir eine Férderung kommen nur solche Investiti-
onen in Betracht, die ausgehend vom Investitions-
volumen oder von der Zahl der geschaffenen Dau-
erarbeitspldatze eine besondere Anstrengung des
Betriebs erfordern. Dementsprechend sind Investiti-
onsvorhaben nur férderfahig, wenn der Investitions-
betrag bezogen auf ein Jahr die in den letzten drei
Jahren durchschnittlich verdienten Abschreibungen
—ohne Berticksichtigung von Sonderabschreibungen
—um mindestens 50 % tibersteigt oder die Zahl der
bei Investitionsbeginn in der zu férdernden Betriebs-
statte bestehenden Dauerarbeitsplatze um mindes-
tens 15 % erhéht wird.

Bei Errichtungsinvestitionen und dem Erwerb ei-
ner stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten
Betriebsstéatte gelten die o. a. Voraussetzungen als
erfillt.

Art der Forderung

Die Forderung wird auf Antrag gewahrt. Sie kann
als Investitionszuschuss, Lohnkostenzuschuss oder
als Zinszuschuss zur Verbilligung eines von der
LfA gewdhrten Darlehens eingesetzt werden, das
zur Mitfinanzierung des antragsgegenstandlichen
Vorhabens verwendet wird. Eine Kombination von
Investitionszuschiissen und Zinszuschiissen ist im
Rahmen der zuldssigen Forderhochstsatze grund-
satzlich moglich.

Forderfdhige Ausgaben

Sachkapitalbezogene Zuwendungen

Forderfahig sind die Ausgaben fiir Anschaffung bzw.
Herstellung der zum Investitionsvorhaben zahlen-
den Wirtschaftsgiiter des Sachanlagevermogens
sowie unter bestimmten Voraussetzungen auch
fir die Anschaffung von immateriellen, geleasten,
gemieteten oder gepachteten Wirtschaftsgtitern.

Forderfahig sind danach ausschlieBlich die in der
Steuerbilanz aktivierten Wirtschaftsgtiter.

Investitionen, die im Zusammenhang mit der Ver-
lagerung einer Betriebsstdtte getatigt werden, sind
grundsatzlich forderféahig. Erldse, die aus der Ver-
duBerung der bisherigen Betriebsstatte erzielt wer-
den bzw. erzielbar waren, und eventuelle Entscha-
digungsbetrage (z. B. nach Baugesetzbuch) sind von
den forderfahigen Investitionskosten abzuziehen.

6.2
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Eine Forderung ist grundséatzlich ausgeschlossen,
soweit wegen der Betriebsverlagerung ein gewahrter
Zuschuss zurlckgefordert wird.

Zu den forderfahigen Ausgaben gehoren nicht:
- Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen;
— der Erwerb von Grundsttiicken;

- Ausgaben fir die Anschaffung bzw. Herstellung
von Pkws, Kombi-Fahrzeugen, Lkws, Omnibus-
sen, Luftfahrzeugen, Schiffen und Schienenfahr-
zeugen sowie sonstigen Fahrzeugen, die fiir den
offentlichen Verkehrsraum zugelassen sind und
primdr dem Transport dienen.

Ausgaben fur die Anschaffung gebrauchter Wirt-
schaftsguter werden nicht gefordert, wenn die
Wirtschaftsgtiter von verbundenen oder sonst wirt-
schaftlich, rechtlich oder personell verflochtenen
Unternehmen angeschafft werden. Unabhangig
davon darf fiir die Wirtschaftsgtter innerhalb der
letzten sieben Jahre kein Zuschuss gewahrt wor-
den sein, bei Immobilien innerhalb der letzten zehn
Jahre.

Eine Forderung kommt nur fir den Teil der Investi-
tionsaufwendungen in Betracht, der je geschaffenem
Dauerarbeitsplatz 500.000 Euro oder je gesichertem
Arbeitsplatz 250.000 Euro nicht tibersteigt.

Lohnkostenbezogene Zuwendungen (Beschafti-
gungsvariante)

Bei lohnkostenbezogenen Zuwendungen gehoren zu
den forderfahigen Ausgaben die Lohnkosten, die fir
direkt durch das Investitionsvorhaben geschaffene
Arbeitsplatze wahrend eines Jahres anfallen.

Der tiberwiegende Teil der innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren nach Abschluss des Inves-
titionsvorhabens neu geschaffenen Arbeitsplatze
muss eines der folgenden Kriterien erfiillen:

— Arbeitspldatze mit tiberdurchschnittlicher Qua-
lifikationsanforderung,

— Arbeitspldatze mit besonders hoher Wertschop-
fung oder in einem Bereich mit besonders hohem
Innovationspotential oder im Bereich der produk-
tionsnahen Dienstleistungen,

- Arbeitsplatze fiir behinderte oder schwer vermit-
telbare Arbeitskrafte.

Die Voraussetzungen gelten als erfiillt, wenn die
durchschnittlichen Lohnkosten 35.000 Euro jahr-
lich pro neu geschaffenem Arbeitsplatz tibersteigen.

Die Lohnkosten umfassen den Bruttolohn (vor
Steuern) und die gesetzlichen Sozialabgaben. Zu-
grunde gelegt werden lediglich die neu geschaffe-
nen Arbeitsplatze, die zu einem Nettozuwachs an
Arbeitsplatzen im Verhaltnis zur durchschnittlichen
Arbeitsplatzzahl in den vergangenen zwo6lf Monaten
fihren. Die der Forderung zugrunde liegenden Ar-
beitsplatze missen mindestens finf Jahre besetzt
bleiben.

Die Hoéhe der Zuwendung ist auf maximal 100 %
der forderfahigen Investitionsaufwendungen be-
schrankt.

Lohnkostenbezogene Zuwendungen und Investi-
tionsbeihilfen sind miteinander kumulierbar im
Rahmen der jeweils giiltigen Forderhdchstsédtze.
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Hohe der Forderung

Der Subventionswert der fiir das Investitionsvorha-
ben aus 6ffentlichen Mitteln insgesamt gewahrten
Forderung darf die von der Europdischen Kommis-
sion bestimmten Forderséatze fiir staatliche Beihilfen
an kleine und mittlere Unternehmen nach der AGVO
in der jeweils geltenden Fassung nicht tiberschrei-
ten.

Die dort genannten Fordersatze sind Forderhochst-
sdtze, die im Einzelfall nur bei Vorliegen besonderer
Struktureffekte ausgeschopft werden koénnen.

Die Forderhochstséatze driicken den Wert der zulas-
sigen offentlichen Hilfe (Subvention) in Prozent der
forderfahigen Ausgaben aus.

Eine Foérderung nach dieser Richtlinie entfallt, wenn
fiir denselben Zuwendungszweck andere offentliche
Fordermittel in Anspruch genommen werden. Dies
gilt nicht fir 6ffentliche Darlehen und Biirgschaften.

Bei Kumulierung mit 6ffentlichen Darlehen oder
Buirgschaften darf die Summe der Bruttosubven-
tionsaquivalente den glnstigsten Hochstbetrag, der
sich aus der Anwendung des jeweiligen Forderpro-
gramms bzw. der jeweiligen Berechnungsgrundlage
ergibt, nicht Gbersteigen. Die einzelnen Teile der
Forderungen werden mit ihrem jeweiligen Brutto-
subventionsdaquivalent angesetzt.

Durchfiihrungszeitraum

Die Zuwendungen werden grundsatzlich nur fiir ein
Investitionsvorhaben gewdahrt, das innerhalb von
36 Monaten durchgefiihrt wird.

Sonstige Voraussetzungen

Antrage miissen vor Beginn des Vorhabens gemaf
Nr. 11 bei der Regierung gestellt werden. Beginn
ist grundsatzlich der Abschluss eines der Ausfiih-
rung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungs-
vertrags. Bei BaumaBnahmen gelten Planung und
Bodenuntersuchung nicht als Beginn des Vorhabens.

Antragsberechtigt ist, wer die betrieblichen Inves-
titionen vornimmt.

Sind Investor und Nutzer einer geplanten Investition
nicht identisch, kann eine Férderung nur erfolgen,
wenn zwischen Investor und Nutzer eine steuerlich
anerkannte Betriebsaufspaltung, eine Mitunterneh-
merschaft im Sinn des § 15 EStG oder ein Leasing-,
Miet- bzw. Pachtverhdltnis vorliegt.

Im Fall eines Leasing-, Miet- bzw. Pachtverhdltnis-
ses ist der Antrag vom Investor der zu férdernden
MafBnahmen mitzuunterzeichnen. D. h. Nutzer und
Investor haften fiir die Zuwendung gesamtschuld-
nerisch. Allerdings kann die gesamtschuldnerische
Haftung des Investors entsprechend der Weitergabe
des Fordervorteils an den Nutzer reduziert werden.

Der Antragsteller hat entsprechend seiner Vermo-
gens-, Liquiditats- und Ertragslage fur die Finan-
zierung in angemessenem Umfang Eigenmittel oder
sonstige Fremdmittel einzusetzen, die nicht durch
offentliche Finanzierungshilfen zinsverbilligt sind.
In jedem Fall wird eine angemessene Eigenbetei-
ligung des Investors vorausgesetzt.
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10.
10.1

10.2

10.3

10.4

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die eigene
Finanzkraft die mogliche Finanzierungshilfe wirt-
schaftlich unerheblich ist, konnen nicht berticksich-
tigt werden, es sei denn, der Forderzweck wird nur
mithilfe der 6ffentlichen Zuwendung erreicht. Eine
Forderung scheidet ebenfalls aus, wenn die mog-
liche Finanzierungshilfe wegen des Volumens des
Vorhabens wirtschaftlich unerheblich ist.

Die Gewdhrung von Mitteln zur Ablésung von Kre-
diten (Umschuldung) und zur Sanierung ist aus-
geschlossen.

Forderfahig sind nur Investitionsvorhaben, denen
keine o6ffentlich-rechtlichen Hindernisse entgegen-
stehen und die mit den Belangen des Umweltschut-
zes sowie der Raumordnung und Landesplanung in
Einklang stehen.

Je nach Art und Ausrichtung der InvestitionsmaB-
nahme ist die Sicherstellung der Barrierefreiheit zu
gewdahrleisten.

Die geforderten Wirtschaftsgiiter miissen grund-
satzlich mindestens fiinf Jahre nach Abschluss des
Investitionsvorhabens in der geforderten Betriebs-
statte verbleiben, es sei denn, sie werden durch
gleich- oder hoherwertige Wirtschaftsgtter ersetzt.
Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut for-
derfahig.

Einschrinkungen und Ausschluss der Forderung

Mit Zuwendungen nach dieser Richtlinie sollen
Dienstleistungsunternehmen besonders gefordert
werden, die einen wichtigen Beitrag zum Struktur-
wandel gerade auch in den landlichen Regionen
leisten. Dies gilt insbesondere fiir produktionsnahe
Dienstleistungen. Hingegen erfolgt eine Férderung
insbesondere nicht in den Bereichen Gebauderei-
nigung und Finanzdienstleistung sowie fiir Leih-
arbeitsfirmen.

Eine Forderung erfolgt grundsatzlich nicht, soweit
freie Berufe in einer gewerblichen Rechtsform aus-
gelibt werden.

Vorhaben, die unter beihilferechtliche Sondervor-
schriften fallen, dirfen nur nach MaBigabe der je-
weiligen Bestimmungen geférdert werden und sind
gegebenenfalls bei der Europdischen Kommission
anzumelden. Die Zuwendung darf in diesen Féllen
nur nach erfolgter Genehmigung durch die Europa-
ische Kommission gewahrt werden. Darunter fallen
z. B. Einzelbeihilfen, deren Subventionsaquivalent
bei Investitions- und Beschéaftigungsbeihilfen fir
KMU 7,5 Mio. Euro pro Unternehmen und Inves-
titionsvorhaben tbersteigt.

In folgenden Bereichen ist eine Forderung ins-
besondere aufgrund beihilferechtlicher Vorgaben
der Europdischen Kommission im Rahmen der
regionalen Wirtschaftsférderung ausgeschlossen:

- Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei,
soweit nicht Verarbeitung oder Vermarktung (vgl.
auch Nr. 10.5),

- Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und
vergleichbare Zweige der Urproduktion,
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- Energie- und Wasserversorgung, auBBer Kraftwer-
ken und Wasserversorgungsanlagen, die tiberwie-
gend dem betrieblichen Eigenbedarf dienen,

- Eisen- und Stahlindustrie,
- Kunstfaserindustrie,

- Baugewerbe, mit Ausnahme der Herstellung von
Bausatzen fir Fertigbauteile aus Holz oder Beton
im Hochbau,

- Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,
- Transport- und Lagergewerbe,

- Krankenhauser, Kliniken, Sanatorien oder ahnli-
che Einrichtungen,

- Unternehmen in Schwierigkeiten.

Im Bereich der Verarbeitung oder Vermarktung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen und von Fische-
reiprodukten ist eine Forderung aufgrund beihilfe-
rechtlicher Vorgaben der Europaischen Kommission
eingeschrankt.

Fir ein Vorhaben, dessen Antragsteller einer Riick-
forderungsanordnung aufgrund einer Entscheidung
der Europdischen Kommission tiber die Riickzah-
lung einer Beihilfe nicht Folge geleistet hat, kann
erst eine Forderung gewdahrt werden, wenn der
Rickforderungsbetrag zurtickgezahlt worden ist.

Verfahren

Antragstellung

Fir Antrage ist das Formblatt Nr. 90 IH ,, Antrag auf
Gewdahrung offentlicher Finanzierungshilfen an die
gewerbliche Wirtschaft — Industrie, Handwerk und
sonstiges Dienstleistungsgewerbe —" bzw. das Form-
blatt Nr. 90 FV , Antrag auf Gewdhrung offentlicher
Finanzierungshilfen an die gewerbliche Wirtschaft
— Tourismus —" zu verwenden. Die Formblatter sind
auf der Internetseite des Staatsministeriums fir
Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie
elektronisch abrufbar bzw. bei den Regierungen,
den Hausbanken, der LfA Forderbank Bayern, den
Industrie- und Handelskammern sowie den Hand-
werkskammern erhéltlich.

Antrage sind vom Antragsteller samt Anlagen bei
der Regierung einzureichen, in deren Bezirk das
Vorhaben durchgefiihrt werden soll. Dem Antrag
ist eine Bestatigung beizufligen, dass die Durch-
finanzierung des Vorhabens bei Gewahrung der
Forderung unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
gesichert ist (Durchfinanzierungsbestatigung). Die
Bestatigung kann durch die Hausbank oder einen
Wirtschaftspriifer, bei konzerninterner Finanzie-
rung auch durch die Muttergesellschaft erfolgen.

12.
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Antragsbearbeitung und Fordervollzug

Zu den Antragen holen — soweit erforderlich — die
Regierungen méglichst gleichzeitig AuBerungen
der zur Begutachtung bestimmten Stellen ein. Die
Regierungen kénnen fiir die Abgabe der AuBerung
eine angemessene Frist setzen, nach deren Ablauf
sie davon ausgehen konnen, dass keine Einwen-
dungen gegen das Vorhaben und seine Férderung
erhoben werden.

Unvollstandig ausgefiillte Antrdge sowie Antrdge,
denen die erforderlichen Unterlagen nicht vollzah-
lig beigelegt sind, werden von der Regierung in der
Regel abgelehnt, sofern der Antragsteller sie trotz
Aufforderung nicht innerhalb einer angemessenen
Frist nach Antragseingang bei der Regierung ver-
vollstandigt.

Uber die Antrdge entscheiden die Regierungen in
eigener Zustandigkeit, sofern nicht wegen Art und
Bedeutung eine Einschaltung des Staatsministe-
riums geboten ist oder das Staatsministerium eine
andere Behandlung vorgibt.

Die Entscheidung tiber den Antrag wird dem
Antragsteller durch Bescheid der fiir die Antragsbe-
arbeitung zustdndigen Regierung bekannt gegeben.

Die Zuwendung wird durch die LfA Foérderbank
Bayern ausbezahlt. Die Regierung tiberwacht deren
ordnungsgemadBe, insbesondere zweckentsprechen-
de Verwendung.

Widerruf des Zuwendungsbescheids, Riickforde-
rung der Fordermittel

Zuwendungsbescheide koénnen widerrufen und
bereits gewdhrte Fordermittel kénnen ganz oder
teilweise zurtickgefordert werden, insbesondere
dann, wenn die der Bewilligung zugrunde liegen-
den Fordervoraussetzungen nach Abschluss des
Investitionsvorhabens nicht erfillt sind bzw. der
Zuwendungszweck nicht erreicht wird.

Hinweise und Schlussbestimmungen

Subventionserhebliche Tatsachen

Die Angaben im Antrag sowie in den dazu einge-
reichten erganzenden Unterlagen sind subventions-
erheblich im Sinn des § 264 des Strafgesetzbuches
in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes vom
29. Juli 1976 (BGBI I S. 2037) und Art. 1 des Bayeri-
schen Subventionsgesetzes (BayRS 453-1-W).

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2014
in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018
auber Kraft.

Dr. Bernhard Schwab
Ministerialdirektor
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2129.0-U

Anderung des Bayerischen Umweltberatungs-
und Auditprogramms

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Umwelt und Verbraucherschutz

vom 30. Juni 2014 Az.: 15g-U8033.3-2013/8-11

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz betreffend
die Richtlinien zur Férderung von Umweltberatungen
und Umweltmanagementsystemen bei kleinen und mitt-
leren Unternehmen (Bayerisches Umweltberatungs- und
Auditprogramm) vom 12. Mai 2006 (AIIMBI S. 168), zu-
letzt gedandert durch Bekanntmachung vom 10. Juni 2011
(AIIMBI S. 210), wird im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwick-
lung und Heimat wie folgt gedandert:

1. Nr. 2.1 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 2 Spiegelstrich 3 wird das Wort , Kosten-
schatzung" durch das Wort ,, Ausgabenschatzung”
ersetzt.

b) Abs. 4 wird aufgehoben.
c) Abs. 5 Satze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

,Der Berater muss liber eine entsprechende Befa-
higung sowie tiber die notwendige Zuverldssigkeit
verfliigen. Es muss sich um einen externen Berater
handeln.”

2. Der Nr. 2.2 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»Der Aufbau eines Umweltmanagementsystems kann
auch gegentiiber mehreren Unternehmen erbracht wer-
den (Gruppenberatung).”

3. In Nr. 3 Abs. 2 wird der Schlusspunkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgender Spiegelstrich 5 an-
gefugt:

,— far Unternehmen, die den De-minimis-Beihilfen-
Hochstbetrag von 200.000 € innerhalb des laufen-
den Drei-Jahres-Zeitraums tiberschreiten oder mit
Gewdhrung der Forderung tiberschreiten wiirden
(gemaB Art. 107 Abs. 1 AEUV).

Fir Unternehmen, die im gewerblichen Straen-
guterverkehr tatig sind, betragt der De-minimis-
Beihilfen-Hochstbetrag 100.000 € innerhalb von
drei Steuerjahren. Diese De-minimis-Beihilfen
dirfen nicht fir den Erwerb von Fahrzeugen fir
den StraBengiterverkehr verwendet werden."

4. Nr. 4.1 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

,Der Zuwendungsempfanger erhalt durch die Zu-
wendung eine De-minimis-Beihilfe gemal den Bei-
hilferegeln der Europaischen Union (Verordnung (EU)
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Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013
Uber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABI L 352 vom 24. Dezem-
ber 2013, S. 1))."

5. Nr. 4.2.1 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,, Kosten" durch
das Wort ,, Ausgaben” ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden das Wort , Beratungskosten"
durch das Wort , Beratungsausgaben" und das Wort
.Kosten" durch das Wort ,, Ausgaben” ersetzt.

¢) In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort ,, Kosten" durch das
Wort ,, Ausgaben” ersetzt.

6. In Nr. 4.3.1 wird in der Uberschrift sowie in Abs. 1
Satz 1 und Abs. 2 das Wort ,,Kosten" jeweils durch das
Wort ,, Ausgaben” ersetzt.

7. Nr. 4.3.2 wird wie folgt gedandert:

a) In Abs. 1 Satze 1 und 2 und Abs. 2 Satze 1 und
2 wird jeweils das Wort , Kosten" durch das Wort
+Ausgaben” ersetzt.

b) Es wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,Bei den als Gruppenberatung erbrachten Teilleis-
tungen beim Aufbau von Umweltmanagementsys-
temen sind die anfallenden Ausgaben durch die
Anzahl der beratenen Betriebe zu dividieren."”

8. Nr. 6.1 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
a) Spiegelstrich 2 erhélt folgende Fassung:

,— einem Ausgabeplan auf der Basis von Ausgaben-
voranschldagen,”

b) In Spiegelstrich 3 wird der Schlusspunkt durch das
Wort ,,sowie" ersetzt.

c) Es wird folgender Spiegelstrich 4 angeftgt:

,— eine ausgefiillte und unterschriebene De-mini-
mis-Erklarung.”

9. In Nr. 6.3 Abs. 2 Spiegelstrich 2 und Abs. 3 Spiegel-
strich 2 werden jeweils nach dem Wort ,,Zahlungs-
beleg" die Worte , und Beleg des Beratungsauftrags"
angefugt.

10. In Nr. 7 Abs. 1 wird das Wort ,,, Gesundheit" gestri-
chen.

11. In Nr. 9 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum ,,30. Juni 2014"
durch das Datum ,,17. November 2015" ersetzt.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 30. Juni
2014 in Kraft. Abweichend davon treten Nrn. 3, 4 und 8
Buchst. b und c am 1. Januar 2015 in Kraft.

Dr. Christian Barth
Ministerialdirektor
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2129.2-U

Anderung der Gemeinsamen Bekanntmachung
iiber das Bayerische Umweltkreditprogramm

Gemeinsame Bekanntmachung der
Bayerischen Staatsministerien
fiir Umwelt und Verbraucherschutz
und fiir Wirtschait und Medien,
Energie und Technologie

vom 3. Juli 2014 Az.: 71_1a-A0730-2014/6-4
und IX-8294/1008/5

In Nr. 13 Satz 2 der Gemeinsamen Bekanntmachung der
Bayerischen Staatsministerien fiir Umwelt und Gesund-
heit und fir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Techno-
logie tiber die Richtlinie fiir Darlehen an mittelstandische
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und freiberuf-
lich Téatige zur Férderung von Umweltschutz- und Energie-
einsparungsmafBnahmen (Bayerisches Umweltkreditpro-
gramm) vom 24. Oktober 2011 (AIIMBI S. 560), gedndert
durch Bekanntmachung vom 11. September 2013 (A1IMBI
S. 377), wird das Datum ,,30. Juni 2014" durch das Datum
,31. Dezember 2014" ersetzt.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 30. Juni
2014 in Kraft.

Bayerisches
Staatsministerium far
Umwelt und
Verbraucherschutz

Bayerisches
Staatsministerium fir
Wirtschaft und Medien,
Energie und Technologie

Dr. Christian Barth
Ministerialdirektor

Dr. Hans Schleicher
Ministerialdirektor

2126.0-G

Anderung der Richtlinie
zur Forderung der Niederlassung von
Hausadrztinnen und Hausarzten im
landlichen Raum

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Gesundheit und Pflege

vom 30. Juni 2014 Az.: G31d-G8060-2014/81-2

Nr. 5.3 der Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums fiir Umwelt und Gesundheit iber die Richt-
linie zur Férderung der Niederlassung von Hausdrztinnen
und Hausdarzten im ldndlichen Raum vom 2. Oktober 2013
(AIIMBI S. 420) erhélt folgende Fassung:

5.3 ,,De-minimis"-Beihilfe

Die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18. Dezember 2013 tiber die Anwendung der Ar-
tikel 107 und 108 des Vertrags lber die Arbeitsweise
der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen
ist zu beachten.'

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 30. Juni
2014 in Kraft.

Ruth Nowak
Ministerialdirektorin

2126.0-G

Anderung der Richtlinie
zur Forderung innovativer medizinischer
Versorgungskonzepte

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Gesundheit und Pflege

vom 30. Juni 2014 Az.: G31d-G8060-2014/81-3

Nr. 6 Abs. 2 Spiegelstrich 5 der Bekanntmachung des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Umwelt und Gesund-
heit iber die Richtlinie zur Férderung innovativer medizi-
nischer Versorgungskonzepte vom 2. Oktober 2013 (AIIMBI
S. 422) erhalt folgende Fassung:

,— eine EU-beihilferechtliche Erkldarung,"

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 30. Juni
2014 in Kraft.

Ruth Nowak
Ministerialdirektorin
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I1. Veroffentlichungen, die nicht in den Fortfiithrungsnachweis
des Allgemeinen Ministerialblattes auigenommen werden

Erteilung eines Exequaturs
an Frau Snezana Miljani¢

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 27. Juni 2014 Az.: Prot 0220-2-66-4

Die Bundesregierung hat der zur Leiterin der berufskon-
sularischen Vertretung der Republik Serbien in Miinchen
ernannten Frau Snezana Miljani¢ am 4. Juni 2014 das
Exequatur als Generalkonsulin erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Boro Su put,
am 11. Dezember 2009 erteilte Exequatur ist am 12. Feb-
ruar 2013 (Datum der Ausreise) erloschen.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialrat

Erteilung eines Exequaturs
an Herrn Horacio Saavedra Archundia

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 4. Juli 2014 Az.: Prot/Dr 1353-1936-10

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Vereinigten Mexikanischen
Staaten in Frankfurt am Main ernannten Herrn Horacio
Saavedra Archundia am4.Juni 2014 das Exequatur
als Konsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern und die
Lénder Hessen, Baden-Wiirttemberg, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und das Saarland.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialrat

Erloschen des Exequaturs
von Herrn Dr. Yorck Otto

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 10. Juli 2014 Az.: Prot 1353-1395-4

Das Herrn Dr. Yorck Otto am 8. Februar 1999 erteilte
Exequatur als Honorarkonsul des Plurinationalen Staates
Bolivien in Minchen mit dem Konsularbezirk Freistaat
Bayern und Baden-Wiirttemberg ist mit Ablauf des 31. Mai
2014 erloschen.

Die honorarkonsularische Vertretung des Plurinationalen
Staates Bolivien in Miinchen ist somit geschlossen.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialrat

Aufhebung der Erlaubnis ,,Landshut"
zur Aufsuchung von Erdwdarme zu gewerblichen
Zwecken

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Wirtschait und Medien, Energie und Technologie

vom 3. Juli 2014 Az.: VII1/6-8114a/677/12

Die mit Bescheid des Staatsministeriums fiir Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie vom 23. Februar
2012 erteilte Erlaubnis , Landshut” zur Aufsuchung von
Erdwarme zu gewerblichen Zwecken mit den folgenden
Feldeseckpunkten:

Feldeseckpunkt Nr. Rechtswert (Y) Hochwert (X)
1 45 05 300 5377 300
2 45 13 600 53 80 700
3 45 16 000 5374 800
4 4511 355 5372 848
5 45 05 300 5376 300

wurde mit Bescheid des Staatsministeriums fiir Wirtschaft
und Medien, Energie und Technologie vom 3. Juli 2014
aufgehoben.

Zimmer
Ministerialrat
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bzw. 179 €, ISBN 978-3-7747-0142-7.

Dalichau, SGB V - Gesetzliche Krankenversicherung,
Kommentar mit Online-Datenbank, Loseblattwerk mit

3 Ordnern, 51. bis 57. Lieferung, Stand 1. Februar 2014,
Preis 165 €, 164 €, 145 €, 162 €, 162 €, 149 € bzw. 161 €,
ISBN 978-3-7747-0082-6.

Henning, SGG - Sozialgerichtsgesetz, Kommentar mit
Nebenrecht, Loseblattwerk, 26. und 27. Lieferung, Stand
Dezember 2013, Preis 120,64 € bzw. 84,68 €, ISBN 978-3-
472-02665-5.

Bachmeier/Miiller/Rebler, StraBlenverkehrsordnung
(StVO), Kommentar, 61. bis 63. Lieferung, Stand Januar
2014, Preis 66,24 €, 87,36 € bzw. 74,46 €, ISBN 978-3-472-
01930-5.

Knittel, SGB IX Kommentar, Kommentar zum Sozial-
gesetzbuch IX — Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen — und zum Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGQ), 7. Auflage, Stand August 2013, 2013, XLII,
1.760 Seiten, Preis 139 €, ISBN 978-3-472-08543-0.

Das Buch kommentiert Teil 1 und Teil 2 des Sozialgesetz-
buchs (SGB) Neuntes Buch Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen sowie das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) in deren aktueller Fassung.
Die Kommentierung orientiert sich an den Aufgaben
der Schwerbehindertenvertretung, aber auch der Inter-
essenvertretungen wie Betriebs- bzw. Personalrat sowie
den Tatigkeitsbereichen der Unternehmensfithrung bzw.
der Personalabteilung. Der Kommentar wird durch zahl-
reiche praxisrelevante Rundschreiben, Richtlinien und
Empfehlungen erganzt. Das Werk ist durch seine jahr-
liche Erscheinungsweise auf dem aktuellen Stand.

Schmehl,
Kreislaufwirtschaftsgesetz, 2013, LVIII,
Preis 109 €, ISBN 978-3-452-27229-6.

Das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ist 2012
in Kraft getreten. Es war im Gesetzgebungsverfahren
Gegenstand intensiver fachlicher und rechtspolitischer
Kontroversen. Das novellierte Gesetz wird kompakt,
verstdndlich und anwenderfreundlich auf dem neuesten
Stand von Wissenschaft und Praxis in dem Kommentar
erldutert. Die wichtigsten Fragen des untergesetzlichen
Rechts und der mit dem KrWG verbundenen Nebenge-
setze werden umfassend beantwortet, indem auch diese
kommentiert werden. Das Werk beinhaltet u. a. die Bio-
abfallVO, die Verpackungsverordnung, Entwicklung des
Wertstoffrechts, die Abfallwirtschaftsplanung, die Entsor-
gungsfachbetriebe, das Abfallverbringungsrecht.

GK-KrWG, Gemeinschaftskommentar zum
1.047 Seiten,

Stahler, Inklusion behinderter Arbeitnehmer, recht-
liche Grundlagen fur Arbeitgeber, Personalabteilungen,
Schwerbehindertenvertreter und Betriebsrate, 2013, XL,
358 Seiten, Preis 45 €, ISBN 978-3-472-07868-5.

Das Handbuch setzt den Fokus auf behinderte oder von
Behinderung bedrohte Menschen. Dieser Bereich wird
zugleich von komplexen sozial- und arbeitsrechtlichen
Vorschriften geregelt. Hiermit befasste Stellen (Schwer-
behindertenvertreter, Betriebs- bzw. Personalrate, Perso-
nalabteilungen etc.) missen die rechtlichen Grundlagen
kennen und praktische Hilfe zur Hand haben. Das Buch
beinhaltet u. a. die Bereiche: Behinderung und Arbeits-
verhdltnis, die Integrationsvereinbarung, Werkstatten fur
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behinderte Menschen. Das Werk beinhaltet zudem Fall-
beispiele und Mustervorlagen.

R. v. Decker, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm,
Heidelberg

von Roetteken, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz,
Kommentar zu den arbeits- und dienstrechtlichen Rege-
lungen, 32. bis 34. Lieferung, Stand Februar 2014, Preis
67,99 €, 79,99 € bzw. 80,99 €, ISBN 978-3-7825-6344-4.

Sponer/Steinherr, Tarifvertrag fiir den o6ffentlichen
Dienst der Linder (TV-L), Kommentar, 62. bis 67. Liefe-
rung, inkl. Leerordner, inkl. CD-Archiv ,,Schnell-Dienst
Tarifrecht 6D", Stand Marz 2014, Preis 90,99 €, 92,99 €,
93,99 €, 96,99 € bzw. 91,99 €, Loseblattwerk in 11 Ord-
nern, auch lieferbar als CD-ROM, Kombiversion (Lose-
blatt + CD-ROM) und Internetversion, ISBN 978-3-7685-
8444-9.

Schadewitz/Rohrig, Beihilfevorschriften, Kommentar,
117. Lieferung, Stand April 2014, Preis 52,99 €.

Kramer, Zuwendungsrecht — Zuwendungspraxis, Kom-
mentar, 112. und 113. Lieferung, Stand April 2014, Preis
78,99 € bzw. 81,99 €.

Rehm, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm, Miinchen

WeilB/Niedermaier/Summer/Zangl, Beamtenrecht in Bay-
ern, Kommentar, 181. bis 183. Lieferung, Stand Dezember
2013, Preis 103,99 €, 103,99 € bzw. 105,99 €, ISBN 978-3-
8073-0005-4.

Breier u. a., TV-L - Eingruppierung in der Praxis, Kom-
mentar, 8. Lieferung, Stand Februar 2014, Preis 76,99 €.

Breier/Thivessen/Dassau/Kiefer, TV-L - Tarif- und
Arbeitsrecht im o6ffentlichen Dienst der Lander, Kom-
mentar zum Tarif- und Arbeitsrecht im offentlichen
Dienst, 51. bis 53. Lieferung, Stand April 2014, Preis
99,99 €, 99,99 € bzw. 100,99 €.

Breier/Dassau/Kiefer/Lang/Langenbrinck, TV6D - Tarif-
und Arbeitsrecht im 6ffentlichen Dienst, 68. bis 70. Lie-
ferung, Stand April 2014, Preis 104,99 €, 104,99 € bzw.
105,99 €.

Dassau/Langenbrinck, Tarifvertrag fiir den 6ifentlichen
Dienst — TVOD Textausgabe, 24. Lieferung, Stand Mai
2014, Preis 63,99 €.

Mildenberger, Beihilferecht in Bund, Landern und Kom-
munen, Kommentar, 152. Lieferung, Stand 1. Januar 2014,
Preis 90,99 €.

AlIMBI Nr. 8/2014

Uttlinger, Das Reisekostenrecht in Bayern, Kommentar,
121. und 122. Lieferung, Stand Februar 2014, Preis 57,99 €
bzw. 58,99 €.

Uttlinger/Baisch/Biermeier, Das Umzugskostenrecht in
Bayern, Kommentar, 85. Lieferung, Stand Februar 2014,
Preis 56,99 €.

Weber/Banse, Das Urlaubsrecht des 6ifentlichen Diens-
tes, 83. Lieferung, Stand Januar 2014, Preis 93,99 €.

Grove, EU-Hygienepaket, Vorschriftensammlung mit
Glossar, 28. Lieferung, Stand September 2013, Preis
68,99 €, ISBN 978-3-8073-2317-6.

Zrenner/Grove, Veterinar-Vorschriften in Bayern, Vor-
schriftensammlung, 119. bis 121. Lieferung, Stand Januar
2014, Preis 106,99 €, 104,99 € bzw. 105,99 €, Veterinar-
Vorschriften-Online, Alle Vorschriften fir Veterinarwe-
sen und Verbraucherschutz in aktueller Fassung, 1. Up-
date, Preis 99,99 €, ISBN 978-3-8073-0099-3.

Koch, Technische Baubestimmungen, 73. und 74. Ergan-
zung, Preis 94,99 € bzw. 110,99 €.

Engelhardt, Naturschutzrecht in Bayern, 35. Lieferung,
Stand Januar 2014, Preis 87,99 €, ISBN 978-3-8073-
0115-0.

C. F. Miiller, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm,
Heidelberg

Feldhaus, Bundesimmissionsschutzrecht, Kommentar,
176. bis 179. Lieferung, Stand Januar 2014, Preis 98,99 €,
93,99 €, 98,99 € bzw. 99,99 €, ISBN 978-3-8114-4270-2.

Mohr Siebeck, Tiibingen

Hartmann, Offentliches Haftungsrecht, Okonomi-
sierung, Europaisierung, Dogmatisierung, 2013, XIX,
484 Seiten, Preis 114 €, Jus Publicum; 222, ISBN 978-3-
16-152525-4.

Die Abhandlung schldagt eine neue Dogmatik vor, die das
offentliche Haftungsrecht zu systematisieren sucht und
der ein Okonomisch informierter und unionsrechtlich
inspirierter Einheitsanspruch zugrunde liegt. Der Ein-
heitsanspruch berticksichtigt die Konvergenzen, die im
herkémmlichen Staatshaftungsrecht zu beobachten sind,
und nimmt Vorwirfe der Sach- und Zeitwidrigkeit auf,
die gegen das liberkommene Staatshaftungsrecht erho-
ben werden. Die Schrift wurde in Miunster mit dem Ha-
bilitationspreis der Juristischen Studiengesellschaft und
dem Nachwuchsférderpreis der Universitatsgesellschaft
ausgezeichnet.

Herausgeber/Redaktion:

Bayerisches Staatsministerium des Innern, fiir Bau und Verkehr,
Odeonsplatz 3, 80539 Miinchen, Telefon (0 89) 21 92-01,

E-Mail: redaktion.allmbl@stmi.bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstra3e 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12,
86899 Landsberg am Lech, Telefon (0 8191) 126-7 25,

Telefax (0 8191) 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-1l.bayern.de

ISSN 1867-9072

Erscheinungshinweis/Bezugsbedingungen:

Das Allgemeine Ministerialblatt (A1IMBI) erscheint nach Bedarf, in der
Regel monatlich. Es wird im Internet auf der ,Verkiindungsplattform Bayern"
www.verkuendung.bayern.de veroffentlicht. Das dort eingestellte elek-
tronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete Fassung. Die
,Verkiindungsplattform Bayern" ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugs-
anstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Das Jahres-
abonnement des Allgemeinen Ministerialblatts kostet 70 Euro zuziiglich
Portokosten. Ndhere Angaben zu den Bezugsbedingungen kénnen der
,Verkiindungsplattform Bayern" entnommen werden.



mailto:redaktion.allmbl@stmi.bayern.de
mailto:druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

	Inhaltsübersicht
	I.  Veröffentlichungen, die in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	34-I  Zweite Änderung der Bekanntmachung über den Vollzug des Art. 15 des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung
	Anlage 1:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1a
	Anlage 2:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1b
	Anlage 3:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1c
	Anlage 4:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 1d
	Anlage 5:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2a
	Anlage 6:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 2b
	Anlage 7:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3a
	Anlage 8:  Rechtsbehelfsbelehrungsmuster 3b

	913-I  Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13)
	7072.1-W  Richtlinie zur Durchführung des bayerischen regionalen Förderprogramms für die gewerbliche Wirtschaft
	2129.0-U  Änderung des Bayerischen Umweltberatungs- und Auditprogramms
	2129.2-U  Änderung der Gemeinsamen Bekanntmachung über das Bayerische Umweltkreditprogramm
	2126.0-G  Änderung der Richtlinie zur Förderung der Niederlassung von Hausärztinnen und Hausärzten im ländlichen Raum
	2126.0-G  Änderung der Richtlinie zur Förderung innovativer medizinischer Versorgungskonzepte

	II.  Veröffentlichungen, die nicht in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	Erteilung eines Exequaturs an Frau Snežana Miljanić
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Horacio Saavedra Archundia
	Erlöschen des Exequaturs von Herrn Dr. Yorck Otto
	Aufhebung der Erlaubnis „Landshut“ zur Aufsuchung von Erdwärme zu gewerblichenZwecken

	IV.  Nichtamtliche Veröffentlichungen
	Literaturhinweise

	Impressum

